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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Der 1989 von einer interdepartementalen Arbeitsgruppe unter Führung des
FlüchtIingsdelegierten Peter Arbenz vorgelegte "Strategiebericht für eine Flüchtlings-
und Asylpolitik der neunziger Jahre" war vom Gedanken ausgegangen, die Ausländer-
und die Asylpolitik inskünftig vernetzt anzugehen. Die traditionelle Unterscheidung in
Flüchtlinge und erwerbstätige Ausländer sollte durch periodisch festzulegende
Kontingente für sämtliche Einwandererkategorien ersetzt werden. Der Bericht stiess
damals auf breite Ablehnung, und auch der Bundesrat distanzierte sich von dieser Idee
und setzte ihr zwei Jahre später das Drei-Kreise-Modell entgegen, welches eine klare
Trennung vornimmt zwischen Ländern, in denen Arbeitskräfte rekrutiert werden sollen
oder dürfen, sowie Staaten, deren Angehörige nur über ein Asylgesuch Aufnahme in der
Schweiz finden können. Doch auch diese Absicht fand lediglich bedingt Zustimmung. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.09.1989
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls im Hinblick auf einen möglichen Beitritt der Schweiz zum EWR oder zur EG
präsentierten die Sozialpartner — SGB, Vorort, Arbeitgeberorganisationen und
Gewerbeverband — gemeinsam ihre Vorstellungen von der künftigen Ausländerpolitik.
Dabei stimmten sie in weiten Punkten überein. Aus staatspolitischen Gründen wollten
sie an einer quantitativen Begrenzung der ausländischen Arbeitnehmer festhalten, doch
sollten Niedergelassene aus dem EWR in den Genuss der vollen Freizügigkeit kommen
und die Stellung der Jahresaufenthalter weitgehend an jene der Niedergelassenen
angeglichen werden. Überdies müssten Erleichterungen bei der Einbürgerung
geschaffen und die Doppelbürgerschaft zugelassen werden. Bedeutend weniger
Einigkeit herrschte beim Saisonnierstatut. Aus humanitären Gründen möchte es der
SGB nur noch für Berggebiete zulassen, während es die Arbeitgeber grundsätzlich
beibehalten wollen. Die Forderung des SGB nach einem Familiennachzug für
Saisonniers und Kurzaufenthalter lehnten die Wirtschaftsverbände ab. Zudem
wünschten sie, der heute geltende Umwandlungsanspruch einer Saison- in eine
Jahresbewilligung sei abzuschaffen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.01.1990
MARIANNE BENTELI

Angesichts der fremdenfeindlichen Tendenzen, die sich primär in verbalen, nicht selten
aber auch in handgreiflichen Übergriffen auf Flüchtlingsunterkünfte oder einzelne
Asylbewerber äusserten, begann das Bundesamt für Flüchtlinge (BFF) Ende Jahr, die
Opportunität einer landesweiten Anti-Rassismus-Kampagne abzuklären. Das Zuger
Stadtparlament ging hier bereits voran und überwies, gegen den Willen der
Stadtregierung, eine Motion der Sozialistisch-Grünen Alternative, welche die
Durchführung einer Informationskampagne verlangte mit dem Ziel, den Fremdenhass
abzubauen und Einheimische, Immigrantinnen und Immigranten sowie Asylsuchende
einander näherzubringen. In die gleiche Richtung zielte auch die Kampagne der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV), die unter dem Motto
"Mach mit! Gib dem Rassismus keine Chance!" Jugendliche und Erwachsene aufrief,
sich in ihrem Umfeld für eine Gesellschaft einzusetzen, die alle Menschen achtet. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.1990
MARIANNE BENTELI

Die lauten fremdenfeindlichen Töne verdeckten etwas die Sicht darauf, dass sich auch
immer mehr Schweizer mit den Flüchtlingen solidarisieren. In mehreren Ortschaften
und Kantonen entstanden Gruppen, die sich — zum Teil mit Erfolg — gegen die
Ausschaffung von Einzelpersonen oder Familien zur Wehr setzten. So begründeten etwa
zwei Frauen im Kanton Bern ihren Entschluss, einem abgewiesenen Kurdenehepaar
Unterschlupf zu gewähren, mit Widerstand gegen Willkür — und wurden vor Gericht
freigesprochen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.06.1990
MARIANNE BENTELI
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Auf einen besonders schmerzlicher Aspekt des Saisonnierstatuts wurde eine breitere
Öffentlichkeit aufmerksam, als bekannt wurde, dass Bundespräsident Koller jene
Kantone — rund ein Dutzend, vor allem welsche — zur Ordnung rufen wollte, die illegal
in der Schweiz lebende Saisonnierkinder einschulen, ohne dies der Fremdenpolizei zu
melden. Als sich jedoch die interkantonale Erziehungsdirektorenkonferenz hinter diese
Praxis stellte, das Recht auf Bildung jedes Menschen betonte und sich weigerte, zum
verlängerten Arm der Polizei zu werden, sah sich der Vorsteher des EJPD zum Einlenken
gezwungen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.09.1990
MARIANNE BENTELI

Ein weiterer Punkt, auf den die Linke schon seit längerem hinweist, und der ebenfalls
unter dem Druck des europäischen Binnenmarkts einer Lösung zugeführt werden
dürfte, ist die Diskriminierung gewisser Ausländerkategorien bei den
Sozialversicherungen. Da das schweizerische Sozialversicherungsrecht beim Erbringen
von Leistungen, mit Ausnahme der AHV, grundsätzlich vom Wohnsitzprinzip ausgeht,
geraten Saisonniers und Grenzgänger in Gefahr, zwar Arbeitgeberbeiträge leisten zu
müssen, später aber von den Leistungen ausgeschlossen zu werden. Besonders die
Grenzgänger wurden hier aktiv und verlangten die Einführung eines "Permis F", der
ihnen — mit Ausnahme des Anspruchs auf Wohnsitznahme — dieselben Rechte wie den
Niedergelassenen zugestehen sollte. Da die europäische Gemeinschaft die Situation der
Wanderarbeitnehmer im Europaratabkommen über die soziale Sicherheit geregelt hat,
wird auch hier Europa von der Schweiz voraussichtlich Konzessionen verlangen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.11.1990
MARIANNE BENTELI

In Ergänzung früherer Beschlüsse verabschiedete die Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren neue Empfehlungen zur Schulung fremdsprachiger Kinder und
Jugendlicher, die im Mittel 16 bis 17%, in manchen Kantonen gar 30% der Schüler
ausmachen. Die EDK betonte dabei besonders den Anspruch aller ausländischer Kinder,
auch der illegal anwesenden, auf Bildung und auf gleichberechtigte Integration.
Lehrmittel und Stundenpläne sollen inskünftig vermehrt auf den interkulturellen
Unterricht abgestimmt und mindestens zwei Stunden pro Woche für die Sprache und
Kultur des Herkunftslandes reserviert werden. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.07.1991
MARIANNE BENTELI

Unterschiedlicher Erfolg war einer Anti-Rassismus-Kampagne der Schweizerischen
Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV) beschieden. Während die unter dem
Motto "Gib dem Rassismus keine Chance" durchgeführten Anlässe auf reges Interesse
stiessen, harzte es bei der Unterschriftensammlung für eine entsprechende Petition.
Die Eidgenössische Kommission für Jugendfragen (EKJ), welche in ihrem ersten
Teilbericht zur Situation der Jugendlichen in der Schweiz unter anderem den Rassismus
untersuchte, kam zum Schluss, dass für verunsicherte Jugendliche das rechtsextreme
Angebot mit seinen einfachen Erklärungen politischer Vorgänge sehr attraktiv sein kann.
Die Vermittlung negativ formulierter Werte (Antirassismus) genügt hier nach Ansicht der
EKJ nicht mehr, nötig wären neben verbesserter Information vielmehr positive Ansätze,
so etwa der alltägliche Umgang mit Demokratie, gelebter Solidarität und Toleranz. Die
EKJ regte deshalb die Durchführung einer Rassismuspräventionskampagne an, die
ähnlich breit angelegt sein müsste wie jene zum Thema Aids. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.08.1991
MARIANNE BENTELI

Nach einer Serie von Anschlägen auf Asylbewerberunterkünfte verurteilte der
Vorsteher des EJPD im Namen des Bundesrates diese kriminellen Handlungen und
erklärte, dass er mit grosser Sorge die zunehmende Gewalt gegen Asylbewerber
verfolge. Da er aber gleichzeitig erklärte, Verständnis für das Unbehagen zu haben, das
die zunehmende Immigration in der Bevölkerung auslöse, musste er sich – wie viele
andere Behördenmitglieder und Politiker – vorwerfen lassen, mit der immer wieder
praktizierten Unterscheidung zwischen "echten" und "unechten" Flüchtlingen und der
Schaffung des Begriffs der "Wirtschaftsflüchtlinge" Öl ins Feuer zu giessen und so bei
aller humanitärer Beteuerungen mitverantwortlich für den zunehmenden Fremdenhass
zu sein. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.08.1991
MARIANNE BENTELI
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Unter der Leitung des neuen Präsidenten der Eidgenössischen Kommission für
Ausländerfragen, Nationalrat Fulvio Caccia (cvp, TI), diskutierten Ende August über 100
Teilnehmer – Vertreter von Bundesbehörden, Ausländerorganisationen und
Ausländerdienststellen – in Bellinzona an einer ersten nationalen Konferenz über die
inskünftige Ausländerarbeit und die dazu notwendigen Mittel. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.08.1991
MARIANNE BENTELI

Die Gewalt gegen Asylsuchende hat in den letzten vier Jahren massiv zugenommen.
Von 1989 bis 1991 registrierte die Bundesanwaltschaft über 200 fremdenfeindliche oder
vermutlich xenophob motivierte Gewalttaten, 90 allein 1991. Dabei handelte es sich in
erster Linie um Übergriffe auf Asylunterkünfte (fast die Hälfte der Fälle). Die meisten
von ihnen blieben unaufgeklärt. Aber auch dort, wo es zu keiner direkten
Gewaltanwendung kommt, fühlen sich die Asylsuchenden und ihre Betreuer in
zunehmendem Mass verängstigt und bedroht. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.12.1991
MARIANNE BENTELI

Anfangs Jahr wurde eine politische breit abgestützte Initiativgruppe "CH 701"
gegründet, welche sich zum Ziel setzt, durch Aufklärung und aktive Konfliktbewältigung
das Zusammenleben der einheimischen Bevölkerung mit Menschen aus fremden
Kulturkreisen zu verbessern. Die Gruppe – im Lauf des Jahres als Verein unter dem
Präsidium von Ständerätin Rosemarie Simmen (cvp, SO) etabliert – will die konstruktive
Auseinandersetzung um Werte und Lebensformen einer multikulturellen Gesellschaft in
Gang und besonders auch deren soziale Vernetzung zur Sprache bringen. Adressaten
der Bemühungen sind sowohl Ausländer – besonders Asylbewerber aus
aussereuropäischen Ländern – wie Einheimische, die in "Frontsituationen" vielfach
überfordert sind. Zum Mitmachen aufgefordert wurden in erster Linie Vereine –
insbesondere Quartiervereine –, Kirchgemeinden, Firmen, Kommunalverwaltungen und
Gewerkschaften. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.01.1992
MARIANNE BENTELI

Angesichts der Komplexität der Materie und des Umstandes, dass immer weniger
Asylsuchende den Definitionen des Asylgesetzes entsprechen, plädierte Arbenz,
inzwischen Direktor des Bundesamtes für Flüchtlinge (BFF), weiterhin für eine
ganzheitliche Migrationspolitik. Damit schien er nun zunehmend auf Verständnis zu
stossen. Selbst eine seiner heftigsten Widersacherinnen der Vergangenheit, die
"Bewegung für eine offene, demokratische und solidarische Schweiz (BODS)"
unterbreitete Vorschläge für eine integrierte Aussen-, Asyl- und Einwanderungspolitik,
die in weiten Teilen dent Vorstellungen von Arbenz entsprechen. Im Parlament wurde
der Gedanke von Ständerätin Simmen (cvp, SO) aufgenommen, welche den Bundesrat
mit einer Motion aufforderte, rasch ein Migrationsgesetz auszuarbeiten, welches eine
ausgeglichene Wanderungsbilanz nach Kriterien gewährleistet, die humanitären
Gesichtspunkten ebenso Rechnung tragen wie wirtschaftlichen und politischen. Mit
dem Argument der notwendigen, aber noch ausstehenden internationalen Koordination
in diesem Bereich beantragte der Bundesrat Umwandlung in ein Postulat, doch hielt der
Ständerat an der verbindlichen Form fest. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.04.1992
MARIANNE BENTELI

Die Befürchtung, dass die Schweiz nach einem Beitritt zum Europäischen
Wirtschaftsraum durch eine Flut von Stellensuchenden aus den EWR-Staaten
überschwemmt werden könnte, war ein wichtiges Element im Abstimmungskampf der
EWR-Gegner. Der Bundesrat und die Mehrheit des Parlaments versicherten
demgegenüber, Überfremdungsängste seien nicht gerechtfertigt, da die Erfahrungen
innerhalb der EG gezeigt hätten, dass kaum unerwünschte Wanderungen aus den
ärmeren in die reicheren Länder stattgefunden haben, und die Schweiz zudem
aufgrund anderer Faktoren (lange Arbeitszeiten, hohe Wohnungsmieten) für EWR-
Staatsangehörige gar nicht so attraktiv sein dürfte. Bei den Verhandlungen mit der EG
hatte die Schweiz überdies erreicht, dass ihr eine Übergangsfrist von fünf Jahren zur
schrittweisen Lockerung ihrer Ausländerpolitik gewährt wurde. Für den Fall eines
massiven Zustroms von ausländischen Arbeitskräften erhielt die Schweiz ausserdem
eine Schutzklausel eingeräumt, welche ihr auch nach der Übergangszeit temporäre
Beschränkungen erlaubt hätte. Studien des EVD und des Bundesamtes für Statistik (BFS)
belegten überdies, dass sich die Freizügigkeit des Personenverkehrs mehr – und zwar
ökonomisch positiv – auf die Zusammensetzung denn auf den Umfang der
Einwanderung auswirken würde und die Schweiz so oder so bis ins dritte Jahrtausend
ein Einwanderungsland bleiben wird, was wegen der steigenden Überalterung der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.08.1992
MARIANNE BENTELI
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einheimischen Bevölkerung auch durchaus wünschenswert sei. 14

An einer Arbeitstagung, welche die Eidg. Kommission für Ausländerprobleme zusammen
mit dem Biga durchführte, wurde die Bedeutung der 1990 vom Bund lancierten
Weiterbildungsoffensive speziell für ausländische Arbeitskräfte dargelegt und bisher
bewilligte ausländerspezifische Projekte vorgestellt. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.1992
MARIANNE BENTELI

Nachdem Bundesrat Koller am Abstimmungsabend vom 25. Juni angesichts der
Ablehnung der Lockerung der "Lex Friedrich" bekannt hatte, die Schweiz habe
offensichtlich ein Ausländerproblem, trafen sich im Sommer Vertreter und
Vertreterinnen der Bundes- und Kantonalbehörden, der Parteien und Hilfswerke in
Bern zu einer Migrationskonferenz, um neue Wege in der Ausländer- und Asylpolitik
aufzuzeigen. An dieser Tagung sprach sich Koller dafür aus, dass die Ausländerpolitik
fürs Volk verständlicher formuliert werden müsse und auch längerfristigen
Entwicklungen Rechnung zu tragen habe. Nur so könne verhindert werden, dass die
Einwanderungspolitik zur "Schicksalsfrage" wird, welche die Schweiz über Jahre hinaus
in der Innen- und Aussenpolitik blockieren könnte. Koller räumte ein, dass die bisherige
Ausländerpolitik zu stark auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtet gewesen sei
und gesellschaftspolitische Nebenwirkungen nicht genügend beachtet habe. Doch auch
die künftige Migrationspolitik wird nach den Vorstellungen des Justizministers die
Ansprüche von Industrie und Gewerbe zu berücksichtigen haben; zu ihren
Grundpfeilern gehöre aber in gleichem Masse die Wahrung der inneren und äusseren
Sicherheit, die Einhaltung der humanitären Verpflichtungen und das Gebot der
internationalen Solidarität. Besondere Bedeutung mass Koller der Zusammenarbeit
über die Landesgrenzen hinweg zu, da die Schweiz immer weniger in der Lage sein
werde, die Migrationsprobleme im Alleingang zu lösen. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.08.1995
MARIANNE BENTELI

Sechs Arbeitgeberorganisationen - Gewerbe, Bauern, Baumeister, Tourismusverband,
Hoteliers und Wirte - wehrten sich zusammen mit Gewerkschaften und
Angestelltenverbänden gegen den Entscheid des Bundesrates, Saisonniers aus Ex-
Jugoslawien keine weiteren Bewilligungen mehr zu erteilen, es sei denn, sie hätten
bereits acht aufeinanderfolgende Jahre beim gleichen Arbeitgeber gearbeitet. Als eine
gemeinsame Eingabe an den Bundesrat nichts fruchtete, gaben sie das bereits
erwähnte staatsrechtliche Gutachten in Auftrag, welches ihre Kritik am Entscheid des
Bundesrates stützte. Eine klare gesetzliche Grundlage für den Ausschluss der Ex-
Jugoslawen fehle. Der Entscheid schaffe zudem eine Reihe von Rechtsungleichheiten,
die nicht mit Art. 4 der Bundesverfassung zu vereinen seien. So könne ein Saisonnier
aus Ex-Jugoslawien frühestens nach acht Jahren eine Jahresbewilligung erhalten,
Saisonniers aus anderen Staaten hingegen schon nach 36 Monaten. Zusätzlich werde
bei den Ex-Jugoslawen verlangt, dass sie bereits einen Arbeitsvertrag für eine
Ganzjahresstelle in der Tasche hätten und ihr Arbeitgeber nachweisen könne, dass sein
Unternehmen wirtschaftlich gesund sei. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.06.1996
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls grundsätzliche Kritik an der Politik des Bundesrates übte das Gutachten des
Genfer Staatsrechtsprofessors Andreas Auer. Gemäss dem Autor ist die
Ausländerpolitik des Bundesrates diskriminierend und verstösst gegen das
internationale Abkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung. Zwar
habe der Bundesrat seinerzeit bei seiner Ratifizierung der Konvention einen Vorbehalt
in bezug auf seine Ausländer- und Arbeitsmarktpolitik angebracht, doch dieser beziehe
sich lediglich auf einen einzigen Absatz des Abkommens (Saisonnierstatut ohne Recht
auf Familiennachzug) und ändere nichts daran, dass die Schweiz verpflichtet sei, ihre
Ausländerpolitik künftig so zu gestalten, dass sie nicht zur Diskriminierung einzelner
Ethnien führe. Auer hielt fest, dass die Bevorzugung aller EU- oder Efta-
Staatsangehörigen keinerlei rechtliche Probleme verursache. Schliesslich strebe die
Schweiz hier längerfristig die gegenseitige Einführung des freien Personenverkehrs an.
Auch die Auswahl bestimmter Staaten als traditionelle Rekrutierungsgebiete sei an und
für sich zulässig. Doch gehe es nicht an, den Ausschluss bestimmter Staaten damit zu
begründen, dass Menschen dieser nationalen oder ethnischen Gruppen nicht fähig
seien, sich in der Schweiz zu integrieren. Das Drei-Kreise-Modell sei auch mit dem
internationalen Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte sowie
mit der in der Verfassung verankerten Rechtsgleichheit unvereinbar.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.08.1996
MARIANNE BENTELI
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Der Staatsrechtler zeigte sodann auf, wie bruchstückhaft die Ausländerpolitik in der
Schweiz geregelt ist. Mehrheitlich beruht sie bloss auf vom Bundesrat erlassenen
Verordnungen und auf Weisungen der zuständigen Bundesämter. Das treffe
insbesondere auch auf das Drei-Kreise-Modell zu, das in keinem Gesetz rechtlich
verankert sei. In einer rechtsstaatlichen Demokratie müssten aber die grossen Linien
der Ausländerpolitik vom Parlament und dem Volk festgelegt werden. Das verlange das
Legalitätsprinzip. Zwar habe die Bundesversammlung seinerzeit formell Kenntnis vom
bundesrätlichen Bericht zur Ausländerpolitik genommen, doch könne dies das Fehlen
einer gesetzlichen Grundlage nicht wettmachen. 18

Der Entscheid des Bundesrates wurde auch von der eidg. Kommission für
Ausländerfragen kritisiert. Viele der Saisonniers aus dem ehemaligen Jugoslawien
hätten lange in der Schweiz gelebt und dabei einen grossen Schritt zur Assimilation
getan. Es sei zudem ein Irrtum zu glauben, Ausländer aus dem EU-Raum hätten keine
Integrationsprobleme. Der Schulerfolg von Portugiesen beispielsweise sei nicht grösser
als jener von Kindern aus der Türkei oder aus Ex-Jugoslawien. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.1996
MARIANNE BENTELI

Beim 4. Interkulturellen Forum der Schweizerischen Akademie für Entwicklung (SAD)
hatten die ausländischen Jugendlichen der zweiten Generation die Gelegenheit, ihre
Probleme zu diskutieren und Forderungen auszusprechen. Dabei zeigte sich, dass es
schwierig ist, für eine so heterogene Gruppe allgemeingültige Rezepte zu formulieren.
Generell konnte bei den Jugendlichen ein Identitätsproblem ausgemacht werden, das
sich auf zweierlei Arten artikuliert: Einerseits besteht der Druck, sich den Verhältnissen
des Gastlandes anzupassen, andererseits das Bedürfnis, die Kultur des Heimatlandes
beizubehalten. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.1996
MARIANNE BENTELI

Die Erziehungsdirektorenkonferenz der Ostschweizer Kantone, auf deren Gebiet die
Forderung nach getrennten Klassen besonders häufig gestellt wird, will ebenfalls keine
Separierung von deutsch- und fremdsprachigen Schulkindern. Durch eine dauerhafte
Trennung würden die Integrationsprobleme auf die Zeit nach der Volksschule
verschoben. Hingegen sei die vorübergehende Differenzierung im Deutschunterricht
ein effektiv gangbarer Weg zur Vorbereitung der schulischen Integration. Sie hielt sich
dabei an die bereits mehrfach von der gesamtschweizerischen
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) vorgebrachte Empfehlung, wonach alle in der
Schweiz lebenden fremdsprachigen Kinder in die Regelschule einzugliedern und
jegliche Diskriminierungen zu vermeiden seien. Die Integration müsse aber immer auch
das Recht des Kindes respektieren, gleichzeitig die Sprache und Kultur des
Heimatlandes zu pflegen. Aus diesem Grund gibt es seit mehreren Jahren in
verschiedenen Kantonen Lehrkräfte für heimatliche Sprache und Kultur (sogenannte
„HSK-Lehrer“). Dahinter steht der Gedanke, dass durch das Bewusstwerden der eigenen
Wurzeln die Identitätsfindung unterstützt und damit die Integration erst möglich wird.
Diese Schulung versteht sich je nachdem auch als Beitrag zur Rückkehrhilfe. So wurden
in mehreren Kantonen und Gemeinden der Schweiz vorläufig aufgenommene
kosovarische Kinder in separaten Schulklassen auf Albanisch unterrichtet, gleichzeitig
aber auch mit den Grundzügen der im Umfeld gesprochenen Landesprache vertraut
gemacht. Damit soll vermieden werden, dass sie bei ihrer Rückkehr in die Heimat noch
durch zusätzliche schulische Defizite belastet werden; bei einem dauerndem
Aufenthalt in der Schweiz würde diese differenzierte Schulung den Übergang in eine
Regelklasse erleichtern. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.05.1999
MARIANNE BENTELI

Die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) sprach sich ebenfalls ganz
vehement gegen eine längerdauernde schulische Trennung von einheimischen und
ausländischen Kindern aus, da diese diskriminierend sei, die Ghettobildung fördere und
zu einer Apartheid-Gesellschaft führe. Getrennter Schulunterricht würde die
Integration der ausländischen Kinder erschweren und damit längerfristig auch das
friedliche Zusammenleben von Schweizern und Ausländern gefährden. Die EKR betonte,
sie nehme die Besorgnis vieler Eltern ernst, die Bildungschancen ihrer Kinder würden in
Schulklassen mit hohem Ausländeranteil beeinträchtigt. Doch gehe es nicht an,
deswegen eine willkürlich definierte Gruppe von Schulkindern zu benachteiligen;
anzustreben seien vielmehr Verbesserungen 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.08.1999
MARIANNE BENTELI
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für alle. Dazu kann nach EKR auch ein pädagogisch begründeter und befristet
getrennter Unterricht gehören, so etwa die Integrationsklassen, in denen ausländische
Kinder intensiven Unterricht in der Landessprache erhalten, um dann nach spätestens
einem Jahr in die Regelklasse zu wechseln. 22

Wie bereits im Vorjahr angekündigt, gründeten Vertreter der wichtigsten
Ausländerkolonien im März ein Forum für die Integration von Migranten und
Migrantinnen. Es will einerseits Diskussionsplattform sein, andererseits zu einem
gewichtigen Gesprächspartner der Bundesbehörden und anderer Institutionen werden.
Die EKA übernahm den Betriebskredit des Forums für die ersten sechs Monate (rund
300 000 Fr.), will später aber höchstens einen Drittel beisteuern. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Politbeobachter waren sich einig, dass die Asyl- und Ausländerpolitik ein Hauptthema
im Wahlkampf 2003 sein wird. Das (und die gleichzeitig anstehende Revision von
Ausländer- und Asylrecht) veranlasste alle Bundesratsparteien, sich mit
Positionspapieren zu Wort zu melden, wobei zum Teil vom bisherigen ideellen
Gedankengut der Partei abgewichen wurde, um Forderungen nach einer restriktiveren
Ausländer- und Asylpolitik nicht kampflos der SVP zu überlassen. Als erste der
Bundesratsparteien legte die Geschäftsleitung der SP ihr neues Konzept für die künftige
Migrationspolitik der Schweiz vor. Das unter der Federführung von Nationalrätin Aeppli
(ZH) entstandene Papier sorgte in der Partei zum Teil für hitzige Diskussionen, wurde
darin doch eine Abkehr von der bisherigen SP-Haltung postuliert, wonach alle
Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz zugelassen werden sollen, die hier Arbeit
finden. Aeppli begründete die Neuausrichtung mit der Angst vieler Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer vor ausländischer Konkurrenz. Jenen Parteimitgliedern, die
Zulassungsbegrenzungen als Tabubruch empfinden, entgegnete sie, wichtiger als neue
Arbeitskräfte ins Land zu holen, sei es, die Chancen der hier lebenden zu verbessern.
Eine Diskriminierung bei der Zulassung müsse mittelfristig in Kauf genommen werden,
dafür sei aber die Gleichbehandlung aller Zugelassenen zu garantieren, etwa was den
Familiennachzug betrifft, die Berufsbildung oder die Arbeitsbedingungen. Das Papier
wurde von der Delegiertenversammlung gegen die Opposition der beiden
Nationalrätinnen Vermot (BE) und Garbani (NE) angenommen. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.2002
MARIANNE BENTELI

Die Unterstützungskomitees für die auf 70 000 bis 300 000 geschätzten Sans-Papiers
(Personen, die oft schon seit Jahren ohne gültige Aufenthaltspapiere in der Schweiz
leben und arbeiten) hielten an ihrer Forderung nach einer kollektiven
Aufenthaltsregelung fest, signalisierten aber Bereitschaft, diese nicht allen Betroffenen
automatisch zu gewähren, sondern an bestimmte  Kriterien zu knüpfen. Da die
individuelle Härtefallprüfung keine echte Perspektive sei und weder von den
Papierlosen noch von den Kantonen wirklich genutzt werde, sollte der Aufenthalt all
jener Personen kollektiv regularisiert werden, die seit längerer Zeit in der Schweiz
leben, in einem sozialen Netz integriert sind und sich keiner schwer wiegenden Straftat
schuldig gemacht haben. Für eine schnelle und möglichst unbürokratische Legalisierung
sprach sich auch die Gewerkschaft GBI aus. Nach ihren Vorstellungen sollten alle Sans-
Papiers, die seit mindestens einem Jahr in der Schweiz leben und einen
Arbeitsnachweis sowie eine Wohnadresse vorweisen können, vorerst einmal eine
Jahresbewilligung erhalten. Bis Ende Oktober wurden den Bundesbehörden von den
Kantonen 212 Dossiers, 590 Personen betreffend, eingereicht; 346 Personen erhielten
eine provisorische Aufenthaltsbewilligung. Mitte Dezember trafen sich in Bern
Vertreter von Kantons- und Bundesbehörden mit den Unterstützungskomitees der
Papierlosen und den Gewerkschaften zu einem runden Tisch, an dem keine Lösung des
Problems gefunden werden konnte, wo aber zumindest Einverständnis herrschte, den
Dialog weiter zu führen. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.2002
MARIANNE BENTELI

En août, l’annonce par l’OFS du passage de la barre des huit millions d’habitants en
Suisse a remis au centre du débat la politique envers les étrangers. Les médias ont
rappelé les solutions proposées par les partis politiques pour limiter la croissance.
Parmi les solutions discutées, on retrouve l’initiative contre l’immigration de masse de
l’UDC, les tours de vis dans le domaine des naturalisations pour le PDC, les restrictions
du droit au regroupement familial pour le PLR ou encore la limitation de l’immigration
pour les initiants d’Ecopop. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2012
EMILIA PASQUIER
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Kinder- und Jugendpolitik

La protection des mineur-e-s et requérant-e-s mineur-e-s non accompagnés a
suscité débat et contestation à Genève. En mars 2019, un tout jeune adulte, requérant
d'asile originaire d'Afghanistan, se suicide à Genève. Quelques semaines plus tard, ses
amis, des RMNA (requérant-e-s d'asile mineur-e-s non accompagné-e-s), alertent la
presse. Ils souhaitent relater leur conditions de vie au sein du foyer de l'Etoile, où
habitait également Ali avant sa mort. Ils dénoncent le manque d'accompagnement
socio-éducatif, la vétusté des locaux ainsi que les violences commises par le personnel
du centre.
En juillet 2019, un collectif nommé Lutte des MNA envoie une lettre à Anne Emery-
Torracinta (GE, ps), la conseillère d'Etat en charge du département de l'instruction
publique, de la formation et de la jeunesse, pour l'alerter sur le manque de mesures
prises pour les mineur-e-s non accompagnés. Ces jeunes disposent d'un statut
particulier: leur pays d'origine, le plus souvent l'Algérie, le Maroc ou la Tunisie les
empêche d'obtenir l'asile. Cependant, étant mineur-e-s, ils et elles ont droit à une
prise en charge par le Service de Protection des Mineurs (SPMi) du canton. Ils sont
notamment hébergés dans des structures bas seuil et reçoivent des repas. La lettre
envoyée par le collectif estime ces mesures insuffisantes et demande une prise en
charge socio-éducative, jusqu'à l'âge de 25 ans, ainsi que l'arrêt des arrestations par la
police, jugées racistes. Le Conseil d'Etat répond à la lettre quelques jours plus tard en
proposant une entrevue le 3 septembre. Cette réponse fait fi de l'urgence de la
situation, selon le collectif, qui organise une manifestation le 30 juillet devant l'Hôtel de
Ville.
Le sort des RMNA  semble prendre une tournure plus favorable en octobre 2019. Suite à
une manifestation de 150 personnes devant le foyer de l'Etoile, une motion est
acceptée au Grand Conseil, qui pose les grandes lignes d'un encadrement socio-
éducatif plus poussé dans un nouveau foyer, censé remplacer celui de l'Etoile.
Pour les MNA par contre, pas d'amélioration. Une manifestation a eu lieu fin octobre
devant un hôtel où sont logés certains d'entre eux, pour dénoncer le manque
d'encadrement ainsi que les actes considérés comme racistes de son gérant. En janvier
2020, sur les 47 mineurs non accompagnés pris en charge par le Service de la
Protection des Mineurs, 21 n'ont pas d'hébergement. Au vu des températures hivernales
et refusant de laisser dormir les jeunes dans la rue, le collectif Lutte des MNA occupe le
théâtre du Grütli.
Le 24 janvier, après 11 jours d'occupation, le collectif quitte le Grütli. L'occupation est
suspendue suite aux promesses du Conseil administratif de la ville et aux déclarations
du Conseil d'Etat, qui a annoncé être disposé à prendre en charge les quinze mineurs
présents. Le collectif fait toutefois savoir que cette solution n'est pas pérenne et qu'il
attend un engagement plus affirmé de la part du canton. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.07.2019
SOPHIE GUIGNARD

1) SPJ 1989, S. 213 und 1991, S. 238 ff.
2) Diskussion, Nr. 11, S. 26 ff. (Auszüge aus den Stellungnahmen); Presse vom 27.1.90.
3) Zug: WoZ, 16.3.90. SAJV: Bund, 14.9.90. BFF: Bund, 17.11.90
4) Solidaritätskundgebungen: Dém., 28.3., 2.4., 4.4., 4.8. und 1.10.90; JdG, 30.5.90; Suisse, 28.6. und 31.10.90; LNN, 12.12.90;
TA, 24.12.90. Urteil von Wimmis (BE): Bund und BZ, 1.6.90; TA, 7.7.90.
5) Schulstreit: NZZ, 27.9.90; LNN, 29.9.90; Bund, 27.11.90. Lebensbedingungen illegal eingereister Saisonnierkinder: Bund,
23.5.90; SN, 29.5.90; Vat, 21.6.90; BZ, 28.6.90; BaZ, 25.8.90; LNN, 4.9.90; WoZ, 14.9.90.
6) Ch. Perret-Schiavi, "Die Sozialversicherung im Reisegepäck", Plädoyer, 1990, Nr. 1, S. 40 ff.; 24 Heures, 26.1.90; TA,
31.l.und 28.4.90; L'Hebdo, 1.2.90; BaZ, 2.2.und 19.7.90; Vat., 12.2.90; LNN, 24.10.und 17.11.90; CdT, 24.10.90; Suisse, 15.11.90.
7) NZZ, 16.7.91; Presse vom 29.10.91. Für eine erste Bilanz der interkulturellen Pädagogik im Kanton Zürich siehe NZZ, 17.1.91.
8) Lit. Eidg. Kommission; Bund, 7.8.91; Presse vorn 17.12.91.
9) Ww, 15.8.91; Presse vom 16.8.91; LNN, 6.9.91. 
10) Tessiner Zeitung, 31.8.91.
11) LNN, 28.12.91; Presse vom 24.3.92. Für mögliche Ursachen von Fremdenhass siehe Lit. Mäder; BZ, 13.8.91; LNN, 14.8.91.
12) Presse vom 7.1.92; NZZ, 30.5.92 und 5.1.93.
13) Arbenz: NQ, 12.1.92; Bund, 26.2.92. BODS: Lit. Bewegung; Bund, 27.3.92; WoZ, 24.4.92; NZZ, 29.6.92. Motion: Amtl. Bull.
StR, 1992, S. 1025 f
14) EVD, Die Auswirkungen des EWR auf Beschäftigung und Löhne in der Schweiz, Bern 1992; BfS, Szenarien zur
Bevölkerungsentwicklung der Schweiz 1991-2040, Bern 1992; BZ, 25.4.92; NZZ, 6.8.92.
15) NZZ, 2.11.92.
16) Documenta, 1995, Nr. 3, S. 20 ff. (Rede von BR Koller anlässlich der Migrationstagung); Ww, 24.8.95; Presse vom 25.8.95.
Siehe dazu auch die Ausführungen des BR in Amtl. Bull. NR, 1995, S. 2710 f.2
17) BüZ, 25.1. und 15.3.96; NZZ, 7.2.96; Presse vom 8.2., 27.2. und 5.8.96; Bund, 6.6.96.
18) Presse vom 5.8.96.
19) Presse vom 30.8.96.
20) SGT, 5.11.96; SZ, 7.11.96; Bund, 9.11.96.
21) BaZ, 31.5.99. ; NZZ, 10.3.99. 
22) Presse vom 24.8.99.
23) NZZ, 5.3.01. Siehe SPJ 2000, S. 242. (LT, 19.5.01)
24) TA, 11.2.02; Bund, 16.3.02; Presse vom 21.10.02.
25) BaZ, 14. 3. und 21.5.02; Bund, 9.4. und 13.12.02; NZZ, 8.8.02; Presse vom 31.10. und 14.12.02; WoZ, 14.11.02; AZ, 7.12.02.
26) LT, 6.8. et 10.9.12
27) TG, 13.7., 31.7.19; LT, 14.8.19; TG, 14.9., 14.10., 18.10., 19.10., 30.10.19, 14.1.20; LT, 15.1.20; TG, 22.1., 24.1., 29.1.20

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 7


